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Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 über die Prävention 
und das Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten  

Referentenentwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 

N I 3  – 71000-1/24.1 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
ergänzend zu seiner Stellungnahme vom 30.1.2017 bekräftigt der BBN seine geäußerten Positionen 
nochmals durch Verweis auf die Stellung des NABU in gleicher Sache. Die dort enthaltene 
Argumentation zu den invasiven Arten und ihrer rechtlichen Behandlung entspricht der Haltung des 
BBN. Der BBN teilt insbesondere die expliziten Ausführungen in der NABU Stellungnahme hinsichtlich 
der Managementaufgaben und zu den erforderlichen Modifikationen in Hinsicht einer 
Öffnungsklausel für eine Ermächtigungsgrundlage in § 9 sowie einer Anpassung in § 7 Abs. 2 Nr. 7 
und 8 bzw. 7b) BNatSchG.  

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Prof. Klaus Werk 
Stellv. Vorsitzender 
 

Anlage: NABU-Stellungnahme vom 31.1.2017, Durchführung Verordnung (EU) Invasive Arten  




